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Schweineproduktion in 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 

(Vierte Anordnung)

Die Bestimmungen der Vierten Anordnung werden 
dahingehend ergänzt, daß .

1. die VEAB oder die Konsumgenossenschaften Ver­
träge mit den LPG über die Schweineproduktion 
abschließen können; die Bestimmungen der Vierten 
Anordnung gelten daher sinngemäß auch für die 
Konsumgenossenschaften (zu § 1 der Vierten An­
ordnung),

2. den VEAB und den Konsumgenossenschaften der 
Abschluß von Schweinemastverträgen nur dann 
gestattet ist, wenn die betreffende LPG selbst 
Schweine hält. Vor Vertragsabschluß mit den LPG 
Typ I und II ist durch den Beauftragten des VEAB 
oder der Konsumgenossenschaft zu prüfen, ob es 
sich tatsächlich um eine genossenschaftliche 
Schweinehaltung handelt. Mit Mitgliedern der LPG 
dürfen Einzelverträge über die Schweineproduktion 
nicht abgeschlossen werden (zu § 3 der Vierten 
Anordnung),

3. das nach der Anordnung auf Seite 960 des Gesetz­
blattes 1953 veröffentlichte Vertragsmuster für 
Schweineproduktion der LPG aufgehoben wird. Die 
VEAB und Konsumgenossenschaften haben das 
vom Staatssekretariat für Erfassung und Aufkauf 
besonders herausgegebene und in den „Verfügun­
gen und Mitteilungen des Staatssekretariats“ ver­
öffentlichte Vertragsmuster zu verwenden.

Teil II

§ 4
Allgemeine Bestimmungen

(19 Die Bestimmungen der Dritten Durchführungs­
bestimmung vom 31. März 1954 zur Verordnung über 
die Pflichtablieferung und den Aufkauf landwirtschaft­
licher Erzeugnisse (GBl. S. 365 und Berichtigung S. 773) — 
im folgenden kurz „Dritte Durchführungsbestimmung“ 
genannt — gelten mit Wirksamkeit dieser Zehnten 
Durchführungsbestimmung oder von dem darin beson­
ders festgelegten Tage in der Fassung, wie sie durch 
die nachfolgenden Bestimmungen festgelegt wird.

(2) Wenn in dieser Zehnten Durchführungsbestim­
mung keine andere Regelung getroffen ist, treten in 
der Dritten Durchführungsbestimmung an Stelle der 
Jahreszahlen 1954 bzw. 1955 sinngemäß die Jahres­
zahlen 1955 bzw. 1956.

§ 5
Ablieferung von Geflügel

Der § 1 Abs. 2 der Dritten Durchführungsbestimmung 
erhält folgenden Wortlaut:

„(2) Als Schlachtvieh darf nur Lebendvieh abgeliefert 
werden. Mit Genehmigung der Abteilung Erfassung 
und Aufkauf des Rates des Kreises darf von den Er­
zeugern in Ausnahmefällen (z. B. bei der Stückzahl­
veranlagung oder zum Ausgleich von kleinen Rest­
mengen) an Stelle von Lebendvieh auch Fleisch ab­
geliefert werden. Die Tauglichkeit des Fleisches ist 
vom Erzeuger durch eine tierärztliche Bescheinigung

nachzuweisen. Geflügel und Kaninchen dürfen nur im 
lebenden Zustand abgeliefert werden (vgl. dazu § 4 
Abs. 3 der Anordnung vom 15. April 1955 über die 
Pflichtablieferung von Geflügel (GBl. I S. 291).“

§ 6

Ablieferung von Zucht- und Nutzvieh

Die Bestimmungen des § 2 der Dritten Durchführungs­
bestimmung werden um die folgenden Absätze 2 und 3 
ergänzt:

„(2) Der Verkauf von Zucht- und Nutzvieh im 
Wege einer Ist-Veränderung kann durch die Volks­
eigenen Handelskontore für Zucht- und Nutzvieh nur 
dann vorgenommen werden, wenn sich der Käufer 
zur Gegenlieferung von Schlachtvieh in Höhe des 
vereinbarten Ubernahmegewichtes verpflichtet hat. 
Die Gewichtsangaben in der Ablieferungs- und Kauf­
bescheinigung müssen sich ziffernmäßig decken. Der 
Käufer des Zucht- und Nutzviehs ist verpflichtet, 
Schlachtvieh in voller Höhe des in der Kaufbescheini­
gung eingetragenen Gewichtes auf die Pflichtabliefe­
rung entsprechend den geltenden Ablieferungster­
minen abzuliefern. In Ausnahmefällen können aber 
die Abteilungen Erfassung und Aufkauf der Räte der 
Kreise eine Stundung der durch den Kauf des Zucht- 
und Nutzviehs entstandenen Ablieferupgsrückstände 
den Käufern bewilligen, deren Wirtschaften unver­
schuldet in Schwierigkeiten bei der Erfüllung 
der Pflichtablieferung gekommen sind Die Stun­
dung der Rückstände kann aber nur bis zum 
Ende des laufenden Jahres bewilligt werden. 
Das Übernahmegewicht ist in den Erzeuger- und 
Lieferantenkarteien von der im Zeitpunkt des 
Ankaufs des Zucht- und Nutzviehs bereits auf 
die Erfüllung der Pflichtablieferung angerechneten 
Menge abzusetzen (Ist-Veränderung). Ist die 
VdgB (BHG) (insbesondere beim Ankauf von Vater­
tieren) bzw. ein von der Pflichtablieferung befreiter 
Betrieb Käufer, so ist die VdgB (BHG) bzw. der 
Betrieb verantwortlich, daß das Übernahmegewicht 
des Zucht- und Nutzviehs spätestens in einem Monat 
vom Zeitpunkt des Ankaufs in Schlachtvieh an den 
VEAB geliefert wird. Die Abteilungen Erfassung und 
Aufkauf bei den Räten der Kreise haben die Ein­
haltung dieser Bestimmungen monatlich zu kon­
trollieren.

(3) Zum Aufkauf von Zucht- und Nutzvieh durch 
die Volkseigenen Handelskontore für Zucht- und 
Nutzvieh entsprechend den geltenden Bestimmungen 
bedarf es keiner Genehmigung durch die Abteilungen 
Erfassung und Aufkauf bei den Räten der Kgeise oder 
Bezirke.“

§ 7

Transport und Versicherung des Schlachtviehs

Die Bestimmungen des § 3 Absätze 2 und 3 der 
Dritten Durchführungsbestimmung werden dahin­
gehend ergänzt, daß der VEAB (bzw. das zugelassene 
Aufkauforgan) die Versicherungsbeiträge für den Er­
zeuger an die örtlich zuständige Versicherungsanstalt 
unter Zugrundelegung der an die Erzeuger gezahlten 
Preise zu entrichten hat. Der VEAB (bzw. das zu­
gelassene Aufkauforgan) ist zum Abzug der für den 
Erzeuger ausgelegten Transportkosten und Versiche­
rungsbeiträge vom Erlös berechtigt.


